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Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fälle zur Haftung wegen Unionsrechtsverletzung
1.
Nach dem deutschen Biersteuergesetz ist die Einfuhr von Bier, das nicht dem deutschen Reinheitsgebot entspricht, verboten. Der Europäische Gerichtshof urteilt, dass die Anwendung dieser Regelungen auf Bier, das in anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig hergestellt wird, gegen Art. 28 EGV verstößt, wonach der freie Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten nicht durch mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie Maßnahmen gleicher Wirkung beschränkt werden darf. Bis zu diesem Urteil war die Rechtmäßigkeit der deutschen Regelung zwar umstritten, aber vertretbar, da prinzipiell die Möglichkeit besteht, Beschränkungen der Warenfreiheit zu rechtfertigen, und eine einschlägige entgegenstehende europäische Rechtsprechung nicht existierte. Eine französische Brauerei verlangt nun von der Bundesrepublik Deutschland Ersatz derjenigen Schäden, die ihr aufgrund der von den deutschen Behörden in den Jahren vor dem Urteil verhängten Einfuhrbeschränkungen entstanden sind. Zu Recht?
(Fall nach EuGH Slg. 1996, I-1029 ff. = NJW 1996, 1267 ff. und BGHZ 134, 30 ff. = NJW 1997, 123 ff. – Brasserie du Pêcheur.)

2. Nach einer Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaft sind Pauschalreisende davor zu schützen, dass sie im Fall der Zahlungsunfähigkeit oder des Konkurses des Reiseveranstalters die Kosten der Rückreise selbst tragen müssen. Die Vorgabe kann auch dadurch erfüllt werden, dass der nationale Gesetzgeber die Reiseveranstalter zur Absicherung des Risikos zugunsten der Kunden verpflichtet. Deutschland hat den Umsetzungszeitpunkt der Richtlinie verstreichen lassen, ohne Umsetzungsmaßnahmen zu ergreifen. Danach wird ein Veranstalter von Pauschalreisen zahlungsunfähig. Ein davon betroffener Pauschalreisender verlangt nun von der Bundesrepublik Deutschland Ersatz der von ihm gezahlten Rückreisekosten. Zu Recht?
(Fall nach EuGH Slg. 1996, I-4845 ff. = NJW 1996, 3141 ff. und LG Bonn, NJW 1994, 2489 ff. – Dillenkofer)
3. Ein beamteter Professor beantragt eine Zulage für seine Dienstzeit an einer deutschen Universität. Die Zulage wird ihm verweigert, weil er nur unter Einbeziehung seiner Dienstzeiten an einer österreichischen Universität die für die Zulage erforderliche Dienstzeit aufweisen kann. Die Klage des Professors auf Erteilung der Zulage wird vom letztinstanzlich zuständigen deutschen Gericht abgewiesen. Das Gericht setzt sich dabei auch mit der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arbeitnehmerfreizügigkeit auseinander. Der Europäischen Gerichtshof hatte bislang nur über die Zulässigkeit von Prämien zu urteilen, die sich nach den bei einer Mehrzahl von Arbeitgebern geleisteten Dienstjahren richten, und solche Prämien als nicht gerechtfertige Eingriffe in die Freizügigkeit angesehen, da sie zur Förderung der Treue eines Arbeitnehmers nicht geeignet seien. Vor diesem Hintergrund kommt das Gericht dazu, dass die Verweigerung der Zulage zwar die gemeinschaftsrechtliche Arbeitnehmerfreiheit beschränkt, aber sachlich gerechtfertigt ist. Der Professor klagt daraufhin vor dem zuständigen deutschen Gericht auf Ersatz des ihm durch das letztinstanzliche Gerichtsurteil entstandenen Schadens. Auf die Vorlage des Gerichts hin entscheidet der Europäische Gerichtshof, dass die Verweigerung der Dienstalterszulage die Freizügigkeit des Professors als Arbeitnehmer verletzt. Muss das Gericht der Haftungsklage nun stattgeben?
(Fall nach EuGH NJW 2003, 3539 ff. = NVwZ 2004, 79 ff. = JuS 2004, 425 ff. – Köbler)
